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1 VORBEMERKUNG 

Verfahren Der Rat der Stadt Bexbach hat den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungs-

plans „Feilbacher Hang“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB gefasst. 

 Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung wird der Bebauungsplan „Vor dem 

Stockwäldchen, Erweiterung“ vollständig überplant. 

Die Planänderung erfolgt im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB da die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Die Änderung beschränkt sich auf 

die Feinjustierung einzelner Festsetzungen innerhalb des bestehenden Gewer-

begebiets. Die Art der baulichen Nutzung als Gewerbegebiet sowie das städte-

bauliche Grundkonzept bleiben unverändert. 

Durch die vorliegende Planänderung wird weder die Zulässigkeit von Vorhaben-

begründet noch vorbereitet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeits-

prüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 

7 Buchstabe b genannten Schutzgüter. 

Gemäß den Festsetzungen des in Kraft getretenen Bebauungsplans sind Arten 

von Nutzungen bzw. bauliche Anlagen, die der Genehmigung nach § 4 BImSchG 

bedürften und der Störfallverordnung nach BImSchG bzw. der EU-Richtlinie RL 

69/82/EG, Seveso II Richtlinie unterliegen, ausgeschlossen. Es bestehen daher 

keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BIm-

SchG zu beachten sind. 

Die Voraussetzungen des § 13 BauGB sind demnach erfüllt. Vor diesem Hinter-

grund wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbe-

richt nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 

Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammen-

fassenden Erklärung abgesehen. 

Von den frühzeitigen Beteiligungsschritten gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

wird ebenfalls abgesehen. 

Ziel und Anlass 

der Planung  Seit der Aufstellung des Bebauungsplans im Jahr 2017 haben sich die städte-

baulichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Gewerbegebiet verän-

dert. Die ursprünglich verfolgte Zielsetzung, kleineren Handwerks- und Gewer-

bebetrieben geeignete Entwicklungsflächen bereitzustellen und arbeitsplatzori-

entierte Nutzungen zu fördern, konnte nur eingeschränkt erreicht werden. Statt-

dessen hat sich eine Nutzungsstruktur herausgebildet, die zunehmend durch La-

ger- und Abstellhallen geprägt ist und damit eine Fehlentwicklung erkennen lässt. 

Um diese Entwicklung zu korrigieren und den Standort stärker auf wertschöp-

fungsorientierte und arbeitsplatzintensive Betriebe auszurichten, ist eine Anpas-

sung der planungsrechtlichen Festsetzungen erforderlich. Gleichzeitig ist ange-

sichts veränderter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, neuer Anforderungen 
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an Gewerbeflächen sowie der generellen Flächenknappheit im Stadtgebiet eine 

Aktualisierung und Präzisierung der bestehenden Vorgaben notwendig. 

 

Darüber hinaus ergibt sich im Sinne einer nachhaltigen städtebaulichen Entwick-

lung weiterer Anpassungsbedarf. Die Vermeidung unverhältnismäßig großvolu-

miger Baukörper sowie eine verbesserte städtebauliche Einbindung sollen we-

sentlich zu einer langfristig qualitätsvollen Gebietsentwicklung beitragen. Dies 

umfasst insbesondere Aspekte wie die verträgliche Gestaltung des Orts- und 

Landschaftsbildes, eine angemessene Steuerung von Gebäudehöhen sowie 

eine ausgewogene bauliche Struktur, die den Charakter des Gewerbegebiets 

langfristig stärkt. 

 

Zudem ist eine Präzisierung einzelner Festsetzungen erforderlich, um Nutzungs-

konflikte zu vermeiden, die Funktionsfähigkeit des Gebiets dauerhaft zu sichern 

sowie die Rechts- und Planungssicherheit für Grundstückseigentümer und Ge-

nehmigungsbehörden zu erhöhen. Die Änderungen erfolgen dabei unter Wah-

rung der Verhältnismäßigkeit und ohne unverhältnismäßige Einschränkungen 

bestehender Eigentümerrechte. 

 

Die Änderung des Bebauungsplans dient somit der Sicherung einer geordneten, 

nachhaltigen und städtebaulich qualitätsvollen Entwicklung, der Steuerung hin zu 

den ursprünglich angestrebten Nutzungsstrukturen sowie der Anpassung an heu-

tige Anforderungen. 

 
Rechtliche  

Grundlagen  Den Festsetzungen und dem Verfahren der Bebauungsplanänderung liegen im 
Wesentlichen die auf dem Plan verzeichneten Rechtsgrundlagen zugrunde. 

 
Bearbeitung  Die agstaUMWELT GmbH, Haldenweg 24, 66333 Völklingen, wurde mit der Aus-

arbeitung des Bebauungsplanes beauftragt. 

2 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

LEP Umwelt Der Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Umwelt vom 13. Juli 2004 enthält 
keine der Planung entgegen stehenden Zielsetzungen 

Mit der vorliegenden Änderung wird den Zielen der Raumordnung entsprochen. 

LEP Siedlung Aus dem Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Siedlung vom 04. Juli 2006 er-
geben sich keine Zielkonflikte mit der vorliegenden Planung. 

FNP Der Flächennutzungsplan der Stadt Bexbach stellt den Geltungsbereich der vor-
liegenden Bebauungsplanänderung als gewerbliche Baufläche dar.  

Der Bebauungsplan kann somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt werden. 

Bebauungsplan Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung wird der Bebauungsplan „Vor dem 

Stockwäldchen, Erweiterung“ vollständig überplant. Der bisher geltende Plan 

setzt ein Gewerbegebiet mit großzügigen baulichen Nutzungsmöglichkeiten fest.  
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Die Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans werden daher im gesam-

ten Geltungsbereich durch die vorliegende Planung ersetzt. Ziel ist es nicht, die 

Größe der überbaubaren Flächen einzuschränken, sondern die zulässigen Nut-

zungen klarer zu definieren und damit eine gezielte Steuerung der Gebietsent-

wicklung zu ermöglichen. Durch die Präzisierung des Nutzungskatalogs sollen 

Fehlentwicklungen künftig vermieden und gleichzeitig weiterhin vielfältige ge-

werbliche Ansiedlungen ermöglicht werden. 

Ergänzend erfolgt eine Überarbeitung der Vorgaben zur Höhenentwicklung, um 

eine städtebaulich verträgliche Einbindung der Baukörper sicherzustellen und 

überproportional großvolumige Gebäude zu vermeiden, ohne die funktionale 

Nutzbarkeit der Grundstücke einzuschränken. Damit wird zugleich das Orts- und 

Landschaftsbild gestärkt. Die im bisherigen Bebauungsplan festgesetzten priva-

ten Grünflächen sowie die Flächen für Anpflanzungen werden übernommen, um 

bestehende ökologische Funktionen sowie die landschaftliche Einbindung des 

Gebiets dauerhaft zu gewährleisten. 

Die vollständige Überplanung schafft somit die Voraussetzung für eine städte-

baulich geordnete, nachhaltige und langfristig funktionsfähige gewerbliche Ent-

wicklung. Gleichzeitig bleibt ein angemessener Handlungsspielraum erhalten, 

ohne die Eigentümerrechte unverhältnismäßig einzuschränken. 

  
 Planzeichnung Bebauungsplan „Vor dem Stockwäldchen, Erweiterung“ 

3 LAGE IM RAUM 

Lage im Raum Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rund 3,9 ha und befindet sich am Über-

gang der Gemarkung Oberbexbach zur Gemarkung Frankenholz. Es liegt inner-

halb des bestehenden Siedlungs- und Gewerbebereichs und wird im Süden und 
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Osten von bereits entwickelten Gewerbeflächen begrenzt. Nördlich schließen 

eine Gärtnerei mit Gewächshaus sowie weitere Nebengebäude an. Westlich wird 

das Gebiet durch die Landstraße 1. Ordnung (Obere Hochstraße / Höcherberg-

straße) gefasst.  

Erschließung Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets bleibt durch die vorliegende Be-

bauungsplanänderung unverändert. Das Gebiet wird weiterhin über die beste-

hende Einmündung an die Landstraße 1. Ordnung (Obere Hochstraße / Höcher-

bergstraße) erschlossen. Die Leistungsfähigkeit dieser Anbindung wurde bereits 

im Rahmen des ursprünglichen Bebauungsplanverfahrens durch ein Verkehrs-

gutachten bestätigt.  

Auch im Bereich der technischen Ver- und Entsorgung sind keine Änderungen 

notwendig. Das Plangebiet kann vollständig an die bestehenden Anlagen ange-

schlossen werden. Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt wie bisher über die 

vorhandenen Systeme. Das Regenwasser wird an die bestehende Infrastruktur 

des angrenzenden Gewerbegebiets abgeführt. 

4 BESTANDSSITUATION 

Die Bestandssituation und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die 
Planung lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 

Themen- 
bereich 

Kurzbeschreibung Handlungsbedarf im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens 

Geologie/ 
Boden 

- Bodenareal des Mesozoikums und Paläaziokums 
- Terrestrische grundwasserferne Böden 
- größtenteils anthropogen überprägt und in Teilbereichen nahezu 

vollständig versiegelt 
 
 
 

Hinweis auf die fachgerechte Vorge-
hensweise beim Umgang mit dem Bo-
den sowie auf den Schutz des Mutter-
bodens gem. § 202 BauGB. 

Fläche Es handelt sich um eine bestehende Gewerbefläche innerhalb 
des Siedlungsraums, sodass keine neuen Flächen in Anspruch 
genommen werden. Durch die Bebauungsplanänderung entste-
hen keine zusätzlichen Bauflächen oder Erweiterungen in den Au-
ßenbereich 

/ 

Altlasten Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlas-
ten bekannt.  
 

/ 

Wasser Es sind keine Oberflächengewässer innerhalb oder angrenzend 
an den Geltungsbereich vorhanden.  
 

/ 

Es sind keine Wasserschutzgebiete vorhanden. / 

Klima Das Plangebiet ist bereits überwiegend überbaut und großflächig 
versiegelt, sodass nur geringe klimatische Ausgleichsfunktionen 
vorhanden sind. Die verbliebenen Grün- und Anpflanzflächen be-
finden sich in den Randbereichen und tragen lokal zur Durchlüf-
tung und minimalen Kleinklimaausgleich bei.  

Übernahme entsprechender Festset-
zungen zur Versiegelung von Flächen 

Übernahme entsprechender grünord-
nerischer Festsetzungen 

Biotoptypen Die unbebauten Bereiche der Baufelder bestehen im Wesentli-
chen aus intensiv genutzten, teils stark befahrenen Brachflächen 
und Abstellflächen, die abschnittsweise zur Lagerung von Schot-
ter oder Baumaterial verwendet werden. Diese Flächen besitzen 
insgesamt nur eine geringe ökologische Wertigkeit. 

Übernahme entsprechender grünord-
nerischer Festsetzungen sowie Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
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Themen- 
bereich 

Kurzbeschreibung Handlungsbedarf im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens 

Vereinzelt sind kleinere, ruderal geprägte Grünstrukturen vor-
handen, die jedoch nur eingeschränkte Habitatfunktionen besit-
zen und kein zusammenhängendes Biotopgefüge bilden. In den 
Randbereichen des Gewerbegebietes befinden sich zudem pri-
vate Grünflächen mit vereinzeltem Baumbestand sowie Strauch- 
und Gehölzaufwuchs, die überwiegend strukturarm ausgeprägt 
sind und vor allem gestalterischen bzw. abgrenzenden Charak-
ter haben. Aufgrund ihrer geringen Flächenausdehnung und feh-
lenden Vernetzung kommt ihnen lediglich eine untergeordnete 
ökologische Bedeutung zu. 

Wertgebende oder geschützte Biotoptypen sind im Plangebiet 
nicht vorhanden. 

Fauna/ Flora Die Flora und Fauna im Plangebiet ist aufgrund der intensiven 
Vorprägung als Gewerbefläche insgesamt nur gering ausgeprägt. 
Die unbebauten Bereiche bestehen überwiegend aus stark ge-
nutzten Brach-, Abstell- und Lagerflächen mit ruderaler Vegeta-
tion von niedriger ökologischer Wertigkeit. 

In den Randbereichen des Gewerbegebietes sind auf privaten 
Grünflächen vereinzelt Bäume und Sträucher vorhanden. Diese 
Strukturen sind überwiegend isoliert und kleinflächig ausgeprägt. 
Sie bieten lediglich eingeschränkte Lebensraumfunktionen, ins-
besondere für weit verbreitete und wenig störungsempfindliche 
Arten, ohne eine bedeutende ökologische Funktion oder Vernet-
zung zu erfüllen. 

Besondere oder geschützte Arten sowie ökologisch hochwertige 
Lebensräume sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Örtliche Überprüfung der vorhande-
nen Strukturen; Lebensraumpotenzi-
alabschätzung; Übernahme entspre-
chender Festsetzungen zur Versiege-
lung von Flächen, Übernahme ent-
sprechender grünordnerischer Fest-
setzungen 

Schutzgebiete/ 
-objekte 

Keine Schutzgebiete/ -objekte / 

Keine geschützten Biotope; keine FFH-Lebensraumtypen / 

Orts- und 
Landschafts-
bild / Erholung 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines bestehenden Gewerbeareals 
und ist bereits stark vorgeprägt durch Hallenbebauung, Verkehrs-
flächen und gewerbliche Nutzungen. Aufgrund der Lage im Sied-
lungsraum sowie der bestehenden Versiegelung besitzt der Be-
reich nur eine geringe Bedeutung für das Orts- und Landschafts-
bild. Erholungsfunktionen sind im Gebiet selbst nicht vorhanden. 
Die vorhandenen Randbegrünungen werden beibehalten und tra-
gen weiterhin zur optischen Einbindung des Gewerbegebiets in 
das Umfeld bei. 

Entsprechende Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung, Über-
nahme entsprechender grünordneri-
scher Festsetzungen 

Siedlungs-
strukturen 

Das Plangebiet liegt vollständig im Siedlungszusammenhang zwi-
schen weiteren gewerblichen Nutzungen und einer Gärtnerei im 
Norden. Die interne Parzellierung und Bebauung sind bereits 
weitgehend ausgeprägt. Neue Siedlungsflächen oder bauliche Er-
weiterungen in den Außenbereich ergeben sich aus der Planung 
nicht. 

entsprechende Festsetzungen zur Art 
und zum Maß der baulichen Nutzung 

Denkmal-
schutz 

Kultur- und Bodendenkmäler sind innerhalb des Planungsraumes 
nicht bekannt. 

/ 

Störfallbetrieb  
(Seveso III) 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im weiteren Umfeld keine 
Störfallbetriebe vorhanden. 

Im Falle einer Ansiedlung eines Störfallbetriebes sind die Bestim-
mungen der Störfallverordnung hinsichtlich Anlagengenehmi-
gung, Verfahrensregelungen und Sicherheitsanforderungen zu 
berücksichtigen. 

/ 

 

/ 

 



Stadt Bexbach 
Bebauungsplan „Feilbacher Hang“ 
 

 
 

 

 

agstaUMWELT GmbH Seite 8 

5 PLANUNGSKONZEPTION UND FESTSETZUNGEN 

Konzept Mit der vollständigen Überarbeitung des Bebauungsplans verfolgt die Stadt Bex-

bach das Ziel, die städtebauliche Entwicklung des bestehenden Gewerbegebiets 

klarer zu steuern und an die aktuellen Anforderungen anzupassen. Die bisheri-

gen Festsetzungen haben zu Nutzungsformen geführt, die nicht der ursprünglich 

vorgesehenen Gebietsfunktion entsprechen. 

Das Planungskonzept sieht daher vor, die zulässigen Nutzungen präziser zu de-

finieren und damit eine geordnete, gewerblich ausgerichtete Entwicklung sicher-

zustellen. Die überbaubaren Grundstücksflächen bleiben unverändert bestehen. 

Ergänzend erfolgt eine Anpassung der Vorgaben zur Höhenentwicklung sowie 

die Übernahme nachhaltigkeitsbezogener Aspekte, insbesondere einer land-

schaftsverträglichen Einbindung und der Fortführung bestehender Anpflanzflä-

chen. 

Die innere Erschließung wird im Zuge der Überplanung aktualisiert, während die 

äußere verkehrliche Anbindung unverändert erhalten bleibt. Insgesamt schafft 

die Planung einen klar strukturierten Rahmen für die zukünftige Entwicklung des 

Gewerbegebiets, ohne zusätzliche Flächen in Anspruch zu nehmen oder die be-

stehenden Nutzungsmöglichkeiten unverhältnismäßig einzuschränken. 

Art der baulichen  

Nutzung Im Bebauungsplan wird in Anlehnung an die Festsetzungen, die bereits im 

rechtskräftigen Bebauungsplan enthalten war, ein zweiteiliges Gewerbegebiet 

festgesetzt. Der nördliche Teilbereich wird als eingeschränktes Gewerbegebiet 

(GEe) nach § 8 BauNVO mit den entsprechenden Einschränkungen der gewerb-

lichen Nutzungsmöglichkeiten festgesetzt, um der nahgelegenen Mischnutzung 

Rechnung zu tragen und die Anwohner vor unzumutbarem Lärm zu schützen. 

Die Festsetzungen eines eingeschränkten Gewerbegebietes orientieren sich an 

den üblicherweise in Mischgebieten zulässigen Betrieben und Anlagen, die das 

Wohnen nicht wesentlich stören.  

 

Im restlichen Gewerbegebiet sind grundsätzlich Gewerbebetriebe aller Art ein-

schließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Windenergie und öffentliche 

Betriebe sowie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude allgemein zulässig. 

 Reine Lagernutzungen (Lagerhäuser und Lagerplätze) sind nur zulässig, soweit 

sie einem auf dem Grundstück ansässigen zulässigen Hauptbetrieb unmittelbar 

dienen und diesem baulich und funktional untergeordnet sind. Der Anteil der La-

gerflächen darf höchstens 50 % der Grundstücksfläche betragen. Die Begren-

zung reiner Lagernutzungen ist erforderlich, da sich im bestehenden Plangebiet 

in den vergangenen Jahren eine überwiegend lager- und hallenorientierte Be-

bauungsstruktur herausgebildet hat, die von der ursprünglich vorgesehenen 

Funktion des Gewerbegebiets deutlich abweicht. Die weit gefassten Festsetzun-

gen des bisherigen Bebauungsplans begünstigen großflächige Lagernutzungen, 

die nur geringe betriebliche Wertschöpfung aufweisen und städtebaulich kaum 

zur Funktionsfähigkeit des Gebiets beitragen. Um einer einseitigen Entwicklung 

hin zu monostrukturellen Lagerstandorten vorzubeugen und eine ausgewogene, 

gewerblich geprägte Nutzung sicherzustellen, wird der Anteil reiner Lagerhäuser 
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und Lagerplätze auf einen angemessenen Umfang begrenzt. Die Festsetzung 

ermöglicht weiterhin die Errichtung von Lagergebäuden, verhindert jedoch über-

dominante Hallenstrukturen, die das städtebauliche Erscheinungsbild beein-

trächtigen, die Nutzungsvielfalt reduzieren und die Entwicklung arbeitsplatzorien-

tierter Betriebe erschweren. Durch die gewählte Begrenzung bleibt die Verhält-

nismäßigkeit gewahrt: Lagernutzungen sind weiterhin zulässig, werden jedoch 

funktional und flächenbezogen eingeordnet, um die langfristige städtebauliche 

Qualität und die Zielsetzung des Gewerbegebiets zu sichern. 

Zulässig sind weiterhin Verkaufsstätten bis 500 m² Verkaufsfläche, sofern sie ei-

nem im Gebiet zulässigen Gewerbe- oder Handwerksbetrieb zugeordnet und die-

sem baulich und funktional untergeordnet sind. Selbständige Einzelhandelsbe-

triebe sind aus städtebaulichen Gründen ausgeschlossen. Die Regelung dient 

der Sicherung einer funktionsgerechten und gewerblich orientierten Gebietsent-

wicklung. Untergeordnete Verkaufsstätten unterstützen handwerkliche und ge-

werbliche Betriebe ohne eine Einzelhandelsentwicklung auszulösen.  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sind weiterhin ausnahms-

weise zulässig. Sie dienen der Unterstützung betrieblicher Erfordernisse und dür-

fen die gewerbliche Nutzung nicht einschränken. Die bisherige Beschränkung der 

ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso-

nen auf das Obergeschoss wird aufgehoben. Hintergrund ist, dass eine räumli-

che Festlegung auf das Obergeschoss nicht in allen betrieblichen Konstellationen 

zweckmäßig oder erforderlich ist. Durch die Öffnung der Zulässigkeit für weitere 

Geschosse wird eine größere Flexibilität bei der betrieblichen Organisation er-

möglicht, ohne die gewerbliche Hauptnutzung grundsätzlich zu beeinträchtigen. 

Gleichzeitig bleibt gewährleistet, dass es sich weiterhin um untergeordnete, be-

triebsbezogene Wohnnutzungen handelt, die ausschließlich der Sicherstellung 

von Aufsicht, Bereitschaft oder Betriebsabläufen dienen und keine eigenständige 

Wohnnutzung begründen. 

 Der Ausschluss von Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke wird aus be-

sonderen städtebaulichen Gründen beibehalten. Beide Nutzungsarten entspre-

chen nicht der Funktion eines gewerblich ausgerichteten Betriebsstandorts, der 

vorrangig kleinen und mittleren Handwerks-, Gewerbe- und Dienstleistungsbe-

trieben zur Verfügung stehen soll. Tankstellen erzeugen ein hohes Verkehrsauf-

kommen, besondere Immissionen sowie einen deutlich erhöhten Flächenbedarf 

für Nebenanlagen, was zu Konflikten mit den benachbarten Nutzungen führen 

kann und die Funktionsfähigkeit des Gewerbegebiets beeinträchtigen würde. An-

lagen für sportliche Zwecke weisen überwiegend publikumsintensive Nutzungs-

muster auf und stehen damit in strukturellem Gegensatz zu den eher betriebsbe-

zogenen, nicht publikumsorientierten Nutzungen eines Gewerbegebiets. Sie wür-

den aufgrund ihrer verkehrlichen und funktionalen Anforderungen die Gebiets-

struktur verändern und die für gewerbliche Ansiedlungen notwendige Flächen-

verfügbarkeit einschränken. Durch den fortgeführten Ausschluss dieser Nut-

zungsarten bleibt die städtebaulich gewünschte Ausrichtung des Gebiets auf ge-

werbliche, arbeitsplatzbezogene Betriebe gesichert und eine störungsfreie Ge-

bietsstruktur gewährleistet. 
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Die ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ge-

sundheitliche Zwecke werden weiterhin ausgeschlossen, da sie aufgrund ihrer 

funktionalen Anforderungen und ihres Immissions- und Verkehrsverhaltens nicht 

gebietsverträglich sind und in der Stadt Bexbach ausreichend geeignete Stand-

orte in Wohn- und Mischgebieten zur Verfügung stehen. 

Auch Vergnügungsstätten werden weiterhin ausgeschlossen, da sie nicht dem 

städtebaulichen Ziel eines arbeitsplatzorientierten Gewerbegebiets entsprechen 

und hierfür geeignete Standorte an anderer Stelle im Stadtgebiet bestehen.  

Flächen- oder emissionsintensive Nutzungen wie Kompostanlagen entsprechen 

nicht der Zielsetzung des Gewerbegebiets und werden daher weiterhin ausge-

schlossen.  

Schließlich werden auch gewerblich betriebene Garagen- und Stellplatzanlagen 

ausgeschlossen, da diese der angestrebten Zielsetzung eines arbeitsplatzorien-

tierten, funktional gemischten Gewerbegebiets widersprechen, da sie regelmäßig 

nur eine sehr geringe betriebliche Wertschöpfung aufweisen und kaum zur Stär-

kung der gewerblichen Gebietsstruktur beitragen. Zudem führen gewerblich be-

triebene Garagen- und Stellplatzanlagen häufig zu einem erhöhten Verkehrsauf-

kommen sowie zu einer flächenintensiven Inanspruchnahme der Grundstücke, 

ohne eine entsprechende städtebauliche Qualität oder Arbeitsplatzwirkung zu er-

zeugen. Ihr Ausschluss dient daher der Sicherung einer effizienten Flächennut-

zung, der Vermeidung monofunktionaler Nutzungsstrukturen sowie der langfris-

tigen Entwicklung eines lebendigen und arbeitsplatzbezogenen Gewerbegebiets. 

Des Weiteren werden Gewerbebetriebe mit sexueller Ausrichtung wie Bordelle 

und bordellartige Betriebe ausgeschlossen. Solche Nutzungen weisen ein erhöh-

tes Publikumsaufkommen sowie eine spezifische Gebietsprägung auf, die zu 

Nutzungskonflikten sowie zu einer Beeinträchtigung des angrenzenden Woh-

numfeldes führen können. Aus diesen besonderen städtebaulichen Gründen 

werden Gewerbebetriebe mit sexueller Ausrichtung weiterhin ausgeschlossen. 

Maß der baulichen  

Nutzung  Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die 

Festsetzung der zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) sowie der maximalen Höhe 

baulicher Anlagen bestimmt. 

Unter Berücksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes wird durch die Festset-

zung einer maximalen Gebäudehöhe eine städtebaulich verträgliche Höhenent-

wicklung gewährleistet. Gegenüber den bisherigen Festsetzungen wird die zu-

lässige Gebäudehöhe zielgerichtet begrenzt.  

Zur Gewährleistung einer hohen Flexibilität für spätere Bauvorhaben wird weiter-

hin eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Dies entspricht der Obergrenze des Maßes der 

baulichen Nutzung gemäß BauNVO und übernimmt zugleich die Festsetzung des 

bislang wirksamen Bebauungsplans. 

Bauweise Die offene Bauweise wird beibehalten, um eine städtebaulich verträgliche Anord-

nung der Gebäude zu gewährleisten und überdimensionierten, durchgehenden 

Hallenstrukturen vorzubeugen. Diese sieht vor, dass Gebäude mit seitlichem 
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Grenzabstand errichtet werden dürfen, wobei die maximale Länge der jeweiligen 

Baukörper 50 Meter nicht überschreiten darf. 

Überbaubare 

Grundstücksflächen  Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. 

Durch die Ausweisung großzügig bemessener Baufenster wird den zukünftigen 

Betrieben ausreichend Flexibilität für eine individuelle und betriebsbezogene Be-

bauung ihrer Grundstücke eingeräumt. Die landesrechtlichen Abstandsregelun-

gen werden eingehalten. 

Die gewählte Ausgestaltung erlaubt unterschiedliche Gebäudeanordnungen und 

Nutzungsvarianten, sodass das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung in viel-

fältiger Weise realisiert werden kann. Damit wird sowohl eine funktionale Anpas-

sungsfähigkeit gewährleistet als auch eine geordnete bauliche Struktur des Ge-

werbegebiets gesichert. 

Grünflächen Im Plangebiet werden private Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB ge-

mäß dem ursprünglichen Konzept festgesetzt. Die Grünflächen dienen der Ein-

bindung des Gewerbegebiets in das städtebauliche Umfeld. Sie bilden zugleich 

einen landschafts- und ortsbildverträglichen Rahmen entlang der Gebietsgren-

zen. Der südliche Bereich bleibt hiervon ausgenommen, da hier ein unmittelbarer 

Übergang zum bestehenden Gewerbegebiet besteht. Die festgesetzten Grünflä-

chen sind von Bebauungen freizuhalten und dienen ausschließlich der Gliede-

rung und Durchgrünung des Gebiets. 

Lärmschutz- 
vorkehrungen Zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen und zur Sicherung gesunder 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden im Bebauungsplan Lärmschutzvorkeh-

rungen festgesetzt. Das Plangebiet grenzt in Teilbereichen an schutzbedürftige 

Nutzungen an, sodass es erforderlich ist, mögliche Lärmeinwirkungen aus dem 

Gewerbegebiet frühzeitig zu minimieren. 

 

Hierzu wird eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzt, die als Erdwall ausgebil-

det wird. Die Lärmschutzmaßnahme war bereits Bestandteil des ursprünglichen 

Planungskonzepts und wird im Rahmen der Bebauungsplanänderung übernom-

men. Der Erdwall dient als wirksame bauliche Maßnahme zur Abschirmung von 

gewerblich bedingten Geräuschen und trägt zur Minderung von Lärmemissionen 

in Richtung angrenzender Nutzungen bei. 

 

Die Festsetzung erfolgt standortbezogen und stellt sicher, dass die gewerbliche 

Nutzung des Plangebiets weiterhin möglich bleibt, zugleich jedoch Nutzungskon-

flikte mit benachbarten Bereichen vermieden werden.  
Anpflanzung von Bäumen  

und Sträuchern Ergänzend zu den privaten Grünflächen werden die Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB entsprechend dem 

ursprünglichen Planungskonzept festgesetzt. Die Anpflanzflächen sind mit ein-

heimischen und standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen. Sie dienen der öko-

logischen Aufwertung, der Strukturierung des Gewerbegebiets sowie der Verbes-

serung des örtlichen Kleinklimas. 
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Die nördliche Anpflanzfläche A1 wird als Streuobstpflanzung ausgebildet. Hier 

sind hochstämmige Obstbäume in einem Pflanzabstand von 15 m anzupflanzen. 

Diese Festsetzung dient insbesondere der landschaftlichen Einbindung des Ge-

werbegebiets in die Umgebung sowie der Ausbildung eines ortsrandtypischen 

Grünsaums. 

Die übrigen Anpflanzflächen A2 sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

Die Pflanzung erfolgt rasterförmig in einem Abstand von 1,0 m × 1,5 m und dient 

der Ausbildung dichter Gehölzstrukturen zur Gliederung und Abschirmung des 

Gebiets. 

Auf den verbleibenden Baugrundstücken ist zudem je angefangene 1.000 m² 

Grundstücksfläche ein Laubbaum anzupflanzen, um eine angemessene Durch-

grünung innerhalb des Gewerbegebiets sicherzustellen. 

Hinweise Hinweise für die nachfolgenden Planungsebenen werden nachrichtlich in den Be-

bauungsplan übernommen und sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

6 SICH WESENTLICH UNTERSCHEIDENDE LÖSUNGEN 

Standortentscheidung Für das Plangebiet liegt bereits ein rechtskräftiger Bebauungsplan vor, dessen 

grundsätzliche städtebauliche Zielsetzung weiterhin Bestand hat. Die Entschei-

dung für die gewerbliche Nutzung des Standortes wurde bereits mit der Aufstel-

lung des bestehenden Bebauungsplans getroffen und hat sich durch die inzwi-

schen erfolgte bauliche Entwicklung bestätigt. Ein erheblicher Teil der Flächen 

ist bereits bebaut und wird gewerblich genutzt, sodass die Gebietsfunktion ein-

deutig vorgeprägt ist. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung erfolgt daher nicht zur Neudefinition 

des Standorts, sondern zur Fortführung und Präzisierung der bestehenden pla-

nerischen Vorgaben. Innerhalb des bereits weitgehend entwickelten Gewerbege-

biets werden einzelne Festsetzungen angepasst oder neu getroffen, um eine 

bessere Steuerung der baulichen Entwicklung zu ermöglichen.  

Die gewerbliche Nutzung bleibt damit die weiterhin gültige Grundlage der Pla-

nung. Die Änderung dient ausschließlich der funktionalen und städtebaulichen 

Optimierung des bestehenden Standorts. 

0-Variante Ein Verzicht auf die Planung würde bedeuten, dass die Festsetzungen des 

rechtskräftigen Bebauungsplans weiterhin unverändert umgesetzt werden könn-

ten. Da ein Großteil des Gewerbegebiets bereits baulich entwickelt ist, würden 

sich die bestehenden Regelungen ohne Anpassung jedoch weiterhin auf die 

noch verfügbaren Flächen auswirken. Auf Grundlage der bisherigen Festsetzun-

gen bestünde das Risiko, dass sich die bereits erkennbare Entwicklung hin zu 

überwiegend lagerorientierten Nutzungen fortsetzt und eine zielgerichtete städ-

tebauliche Steuerung der verbleibenden Grundstücke nicht möglich wäre. Die 

gewerbliche Bebauung könnte damit in ihrer funktionalen und städtebaulichen 

Qualität eingeschränkt bleiben. 
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7 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG - ABWÄGUNG 

Mit Realisierung der Planung können grundsätzlich Auswirkungen auf einzelne 

der in § 1 Abs. 6 BauGB genannten Belange verbunden sein. Diese Auswirkun-

gen werden im Folgenden erläutert und in die Abwägung eingestellt. Gemäß § 1 

Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und pri-

vaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Für diejenigen Festsetzungen, die entsprechend der Festsetzungen im rechts-

kräftigen Bebauungsplan übernommen wurden, ist eine Abwägung im Rahmen 

des damaligen Bebauungsplanes bereits erfolgt. Auf diese Festsetzungen wird 

an dieser Stelle daher nicht mehr eingegangen. 

Aufgrund der geänderten Festsetzungen lassen sich folgende Auswirkungen er-

warten, die im Rahmen der Abwägung zu betrachten und auf ihre Erheblichkeit 

hin zu bewerten sind: 

Gesunde  
Wohn- und Arbeits- 

Verhältnisse Bei der Änderung des Bebauungsplans wurde dem Belang gesunder Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse weiterhin Rechnung getragen. Die grundlegenden Festset-

zungen des bisherigen Bebauungsplans bleiben in ihrer Wirkung erhalten. Insbe-

sondere wird an der Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbegebiets festge-

halten.  

Die vorliegende Bebauungsplanänderung führt zu keiner grundlegenden Ände-

rung der zulässigen Nutzungsstruktur, sondern dient lediglich der Feinjustierung 

einzelner Nutzungen. Hierdurch wird die städtebauliche Ordnung präzisiert, ohne 

neue oder zusätzliche Belastungen für die Umgebung zu begründen. Die weiter-

hin bestehenden Regelungen zu Art und Umfang der zulässigen gewerblichen 

Nutzungen tragen dazu bei, gesunde Arbeitsverhältnisse innerhalb des Plange-

biets sicherzustellen. 

Durch die im Plangebiet zulässigen Nutzungen wird zwar Verkehr erzeugt; dieser 

ist jedoch bereits auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans zulässig. 

Eine Erhöhung der Verkehrsmengen ist durch die vorliegende Änderung nicht zu 

erwarten. 

Darüber hinaus werden durch die beibehaltenen Lärmschutzvorkehrungen sowie 

die nutzungsbezogenen Festsetzungen mögliche Beeinträchtigungen angren-

zender Nutzungen weiterhin begrenzt. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind da-

her keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die Wohnverhältnisse im Um-

feld zu erwarten. Die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften und Richtlinien 

zum Arbeits- und Immissionsschutz wird vorausgesetzt. 

Wohnbedürfnisse  
der Bevölkerung/ 
soziale u. kulturelle  

Bedürfnisse/ Kirchen Dem Belang der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung kann im vorliegenden Plan-

gebiet nicht entsprochen werden, da dies dem Entwicklungsziel, das bereits im 

rechtskräftigen Bebauungsplan widersprechen würde. Für die Ausweisung 
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neuen Wohnbaulandes steht die Fläche somit nicht zur Verfügung. Aus der Än-

derung des Bebauungsplanes ergeben sich keine diesbezüglichen Auswirkun-

gen. 

 

Für Wohnungen sowie für soziale und kulturelle Einrichtungen stehen an anderer 

Stelle des Stadtgebietes Flächen zur Verfügung. 

Belange von Sport,  
Freizeit und  

Erholung Anlagen für Sport, Freizeit und Erholung werden durch die Änderung des Bebau-

ungsplans nicht wesentlich berührt. Das Plangebiet ist als Gewerbegebiet fest-

gesetzt und weist keine eigene Freizeit- oder Erholungsfunktion auf. An dieser 

grundsätzlichen Gebietsausrichtung wird auch im Rahmen der Bebauungs-

planänderung festgehalten. 

Anlagen für sportliche Zwecke sind, wie bereits im rechtskräftigen Bebauungs-

plan, weiterhin ausgeschlossen, da sie nicht der gewerblichen Zielsetzung des 

Gebiets entsprechen und hierfür im Stadtgebiet andere geeignete Standorte zur 

Verfügung stehen. Negative Auswirkungen auf bestehende Sport- und Freizeit-

angebote ergeben sich hieraus nicht. 

Vergnügungsstätten und Gewerbebetriebe mit sexueller Ausrichtung bleiben 

ebenfalls weiterhin ausgeschlossen. Die Änderung des Bebauungsplans führt so-

mit zu keiner Verschlechterung der bestehenden Situation im Hinblick auf die 

Belange von Sport, Freizeit und Erholung. 

Erhaltung/ Umbau  
vorh. Ortsteile /  
zentrale Versorgungs- 

bereiche Negative Auswirkungen auf die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB sind nicht 

zu erwarten. Durch die im Gewerbegebiet festgesetzte Verkaufsflächenbegren-

zung werden Beeinträchtigungen der zentralen Versorgungsbereiche ausge-

schlossen. Zudem ist infolge der Planung keine Erhöhung des Verkehrsaufkom-

mens zu erwarten, sodass auch keine nachteiligen Auswirkungen auf die beste-

henden Ortsteile entstehen. 

 

Denkmalschutz Negative Auswirkungen auf die Belange des Denkmalschutzes und der Baukultur 

sind ebenfalls nicht zu erwarten.  

Orts-/ 

Landschaftsbild Für das Plangebiet ist bereits ein Gewerbegebiet festgesetzt, dessen bauliche 

Prägung durch die bestehende gewerbliche Nutzung bereits weitgehend vorge-

geben ist. Im Rahmen der Bebauungsplanänderung wird die zulässige Höhen-

entwicklung gegenüber dem bisherigen Bebauungsplan weiter präzisiert. Durch 

die Festsetzung klar definierter maximaler Gebäudehöhen wird eine gezielte 

Steuerung der Baukörper erreicht. Diese Präzisierung trägt dazu bei, übermäßige 

Gebäudehöhen und unverhältnismäßige Baukörperwirkungen zu vermeiden und 

das Gewerbegebiet besser in das Orts- und Landschaftsbild einzubinden. Insge-

samt wird der Belang des Orts- und Landschaftsbildes durch die feinjustierten 

Höhenfestsetzungen gegenüber dem bisherigen Bebauungsplan gestärkt, ohne 

die grundsätzliche Gebietscharakteristik zu verändern. 
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Natur und Umwelt Die geänderten Festsetzungen werden so getroffen, dass die Auswirkungen auf 
die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Belange möglichst gering sind bzw. 
entsprechend kompensiert werden. 

Faktoren Auswirkungen 

Flora/ Fauna Die im bisherigen Bebauungsplan festgesetzten privaten Grünflächen 
sowie die darauf überlagerten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern werden vollständig übernommen. Damit bleiben die 
vorhandenen Lebensraumstrukturen erhalten und werden weiterhin ge-
sichert. Zusätzliche Eingriffe in ökologisch wertvolle Bereiche sind mit 
der Planung nicht verbunden. 
 
Die im Plangebiet vorhandenen unbebauten Bereiche besitzen über-
wiegend nur eine geringe bis mittlere ökologische Wertigkeit. Ein zu-
sätzlicher Verlust von Lebensräumen entsteht durch die Bebauungs-
planänderung nicht. Erhebliche Auswirkungen auf besonders oder 
streng geschützte Arten, insbesondere Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie, können nach derzeitigem Kenntnisstand ausgeschlos-
sen werden. 

Fläche Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung wird ein bereits festge-
setztes und zu einem erheblichen Teil bebautes Gewerbegebiet pla-
nungsrechtlich fortentwickelt. Neue Bauflächen werden nicht ausgewie-
sen. Zusätzliche Flächeninanspruchnahmen, insbesondere im Außen-
bereich, sind mit der Planung nicht verbunden. Die Änderung be-
schränkt sich auf eine Präzisierung und Feinsteuerung der bestehen-
den Festsetzungen innerhalb des vorhandenen Gebiets.  

Boden/ Wasser Durch die gewerbliche Nutzung des Plangebiets sind Eingriffe in Boden 
und Untergrund bereits erfolgt bzw. planungsrechtlich zulässig. Die vor-
liegende Bebauungsplanänderung übernimmt die maßgeblichen Fest-
setzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans und führt zu keiner zu-
sätzlichen Flächeninanspruchnahme oder Versiegelung über den be-
stehenden Rahmen hinaus. Insbesondere bleibt die festgesetzte 
Grundflächenzahl unverändert, sodass der Umfang der zulässigen Bo-
denversiegelung weiterhin begrenzt ist. 
 
Neue oder zusätzliche erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Boden und Wasser sind durch die Planänderung nicht zu erwarten. Die 
Planung beschränkt sich auf eine Präzisierung der zulässigen Nutzun-
gen innerhalb des bereits entwickelten Gewerbegebiets und bewirkt 
keine Verschlechterung der bestehenden Situation. 

Luft/ Klima Zusätzliche erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Luft und 
Klima sind durch die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht zu er-
warten. Für das Plangebiet ist bereits ein Gewerbegebiet festgesetzt, 
das in weiten Teilen baulich entwickelt und versiegelt ist. Die Änderung 
des Bebauungsplans führt zu keiner Ausweitung der baulichen Nut-
zung, sondern beschränkt sich auf eine Präzisierung der zulässigen 
Nutzungen. 
 
Die im bisherigen Bebauungsplan festgesetzten privaten Grünflächen 
sowie die darauf überlagerten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern werden übernommen. Dadurch bleiben die bestehen-
den unversiegelten Flächen und ihre klimatischen Ausgleichsfunktio-
nen unverändert erhalten. Die Flächen tragen weiterhin zur Verbesse-
rung des lokalen Kleinklimas, zur Durchlüftung sowie zur Verdunstung 
und Frischluftbildung bei. 
 
Klimatisch wirksame Freiräume und übergeordnete Landschaftsstruk-
turen werden durch die Planung nicht berührt. Insgesamt ergeben sich 
gegenüber dem bisherigen Bebauungsplan keine nachteiligen Verän-
derungen für die Schutzgüter Luft und Klima. 

Wirkungsgefüge/ 
Wechselwirkungen 

Das Wirkungsgefüge zwischen den einzelnen Schutzgütern ist im Plan-
gebiet aufgrund der bestehenden gewerblichen Nutzung und der be-
reits erfolgten baulichen Entwicklung bereits geprägt. Die vorliegende 
Bebauungsplanänderung führt zu keinen neuen oder zusätzlichen Ein-
griffen in dieses Wirkungsgefüge, da die grundlegenden Festsetzungen 
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Faktoren Auswirkungen 

des bisherigen Bebauungsplans übernommen werden und keine zu-
sätzlichen Flächen in Anspruch genommen werden. 
 
Vielmehr dient die Änderung der Präzisierung und Feinsteuerung der 
bestehenden Nutzungen innerhalb des bereits festgesetzten Gewerbe-
gebiets. Hierdurch wird eine geordnete und effizientere Nutzung der 
vorhandenen Flächen ermöglicht, ohne dass sich zusätzliche oder ver-
stärkende Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern ergeben. Er-
hebliche zusätzliche Auswirkungen auf das bestehende Wirkungsge-
füge sind daher nicht zu erwarten. 

Landschaft Erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind durch die 
vorliegende Bebauungsplanänderung nicht zu erwarten. Für das Plan-
gebiet ist bereits ein Gewerbegebiet festgesetzt, das durch die beste-
hende Bebauung und Nutzung landschaftlich vorgeprägt ist. Die zuläs-
sigen Nutzungen entsprechen im Wesentlichen den Regelungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplans und werden im Rahmen der Änderung 
lediglich präzisiert. 
 
Durch die Übernahme der bestehenden Grün- und Anpflanzflächen so-
wie durch die weitergehende Steuerung der baulichen Höhenentwick-
lung wird die Einbindung des Gewerbegebiets in das Landschaftsbild 
gesichert. Die Planung führt zu keiner zusätzlichen Inanspruchnahme 
landschaftlich unvorbelasteter Flächen und bewirkt gegenüber dem bis-
herigen Bebauungsplan keine nachteiligen Veränderungen. 

Biologische Vielfalt Die Biodiversität im Plangebiet wird sich durch die geplanten Nutzun-
gen nicht wesentlich verändern und ist aufgrund des bereits zulässigen 
baulichen Nutzungsumfangs des rechtskräftigen Bebauungsplans als 
nicht erheblich zu beurteilen. 
 
Schutzgebiete und -objekte sind nicht betroffen. 

Natura 2000-Gebiete Erhebliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und den Schutzzweck 
von Natura 2000-Gebiete sind nicht zu erwarten. 

Schwere Unfälle oder 
Katastrophen 

Im Rahmen des Betriebes der zulässigen Nutzungen kann es zu Stö-
rungen bzw. Unfällen kommen, welche Auswirkungen auf die o.g. Fak-
toren haben könnten. Diese Nutzungen wären nach dem rechtskräfti-
gen Bebauungsplan heute auch bereits zulässig. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass mit entsprechenden Sicherheitsvor-
kehrungen schwere Unfälle und Katastrophen ausgeschlossen sind. 

 

Eine rechnerische Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht durchgeführt, da 
mit der Änderung des Bebauungsplanes die bereits zulässigen Eingriffe nur un-
wesentlich verändert werden. 

Belange der  
Wirtschaft/  

Arbeitsplätze Die Belange der Wirtschaft und der Arbeitsplätze werden durch die vorliegende 

Bebauungsplanänderung berücksichtigt. Die Planung dient der Präzisierung und 

Verbesserung der Nutzbarkeit der bereits festgesetzten Gewerbeflächen, ohne 

deren grundsätzliche Funktion zu verändern.  

Durch die Feinjustierung der zulässigen Nutzungen wird eine ausgewogene und 

funktionsgerechte gewerbliche Entwicklung unterstützt. Die Ansiedlung von Be-

trieben, insbesondere aus dem handwerklichen, gewerblichen und dienstleis-

tungsbezogenen Bereich, bleibt weiterhin möglich und trägt zur Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen bei. 
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Land- oder forstwirtschaftliche Flächen sind im Plangebiet nicht betroffen. Die 

gewerbliche Nutzung ist bereits nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan zuläs-

sig, sodass sich aus der Änderung keine zusätzlichen Auswirkungen auf diese 

Belange ergeben.  

Rohstoffvorkommen sind innerhalb des Plangebiets nicht bekannt. Weitere Be-

lange der Wirtschaft gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB werden durch die Planung 

nicht beeinträchtigt. 

Verkehr Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird weiterhin sichergestellt, dass 

für den ruhenden Verkehr ausreichend Flächen innerhalb des Plangebiets zur 

Verfügung stehen. Stellplätze sind im Gewerbegebiet allgemein zulässig und 

können bedarfsgerecht auf den jeweiligen Grundstücken angeordnet werden. 

Mit den im Plangebiet zulässigen gewerblichen Nutzungen ist grundsätzlich Ver-

kehrsaufkommen verbunden. Diese Nutzungen sind jedoch bereits nach dem 

rechtskräftigen Bebauungsplan zulässig, sodass sich aus der vorliegenden Be-

bauungsplanänderung keine wesentliche zusätzliche Verkehrsbelastung ergibt. 

Die Änderung dient lediglich der Präzisierung der zulässigen Nutzungen und führt 

nicht zu einer Intensivierung der verkehrlichen Auswirkungen. 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets ist unverändert gesichert. Durch 

die bestehenden Festsetzungen zu den Verkehrsflächen im Bereich der angren-

zenden Landesstraße bleibt der Verkehrsfluss leistungsfähig und wird nicht er-

heblich beeinträchtigt.  

Die Belange des öffentlichen Personennahverkehrs werden durch die Bebau-

ungsplanänderung nicht berührt. 

Personen-/ 
Güterverkehr,  
Verteidigung/ 

Zivilschutz Die Belange, die in § 1 Abs. 6 Nr. 9 und 10 BauGB genannt sind, werden durch 

die Planung nicht berührt. 
Städtebauliche  

Planungen Auswirkungen auf informelle Planungen sind von der vorliegenden Änderung 

nicht zu erwarten. Das Plangebiet befindet sich innerhalb einer im Flächennut-

zungsplan dargestellten gewerblichen Baufläche. Auswirkungen auf die angren-

zenden gewerblichen Bauflächen sind nicht gegeben. 

Hochwasserschutz Auswirkungen auf den Hochwasserschutz sind nicht zu erwarten. 

Flüchtlinge/  

Asylbegehrende Das Plangebiet liegt in einem größeren zusammenhängenden Gewerbegebiet, 

daher sind keine Baugebiete für mögliche Wohnnutzungen zulässig bzw. festge-

setzt. Die Stadt geht davon aus, dass im Stadtgebiet ausreichend Möglichkeiten 

für die Unterbringung von Flüchtlingen bzw. Asylbegehrenden bereitstehen, so 

dass keine Auswirkungen auf den Belang zu erwarten sind. 

Grün und Freiflächen Die Änderung des Bebauungsplans führt zu keiner zusätzlichen Inanspruch-

nahme von Grün- oder Freiflächen. Die im Plangebiet vorhandenen privaten 

Grünflächen werden unverändert aus dem ursprünglichen städtebaulichen Kon-

zept übernommen. 
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Die Planänderung bewirkt lediglich eine Feinjustierung der zulässigen Nutzungen 

innerhalb des bestehenden Gewerbegebiets und stellt keine konzeptionelle Neu-

orientierung dar. Auswirkungen auf den Umfang oder die Lage von Grün- und 

Freiflächen ergeben sich hieraus nicht. 


